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Kritik am Deal eint das Gremium

H
at der frühere Ministerpräsident
Stefan Mappus (CDU) zu viel für
die Anteile am Karlsruher Ener-

gieversorger EnBW ausgegeben? Auch
gegenEndedesEnBW-Untersuchungsaus-
schusses liegen die Positionen der Fraktio-
nen zu dieser Frage weit auseinander.
„Herr Mappus hat nicht wie ein ehrbarer
Kaufmann gehandelt, der erst eine Unter-
nehmensbewertungmacht, bevorer inVer-
handlungen geht“, sagte SPD-Obmann Sa-
scha Binder nach der letzten öffentlichen
Sitzung desGremiums amFreitag.

Nach Überzeugung von Grün-Rot hat
Mappusder französischenEdFmit4,7Mil-
liarden Euro rund 824 Millionen Euro zu
viel und damit einen politischen Preis be-
zahlt, um sich vor der Landtagswahl 2011
mit demCoup zu brüsten. Das Geld fordert
die Koalition vor dem internationalen
Schiedsgerichtshof ICC von der EdF zu-
rück. Dagegen sahen die Obleute von CDU
und FDP, Alexander Throm und Andreas
Glück, die Preis-Frage nach zwei Jahren
Arbeit noch als ungeklärt an. Sie schlossen
sich aber in derKritik derRegierungskoali-
tion amAblauf derTransaktion an.

Eine gemeinsame Bewertung der Er-
gebnisse des Ausschusses ist dennoch
höchst unwahrscheinlich. Die Beweisauf-
nahme war am Freitag mit der Befragung

von Ex-EnBW-Chef
Hans-Peter Villis ab-
geschlossen worden.
Mappus hatte Ende
2010 quasi im Allein-
gang den Deal abge-
schlossen. Die Staats-
anwaltschaft ermittelt
gegen ihn und seinen
damaligen Finanzbe-
rater und früheren
Chef der Investment-

bankMorgan Stanley, Dirk Notheis, wegen
des Verdachts der Untreue beziehungswei-
se der Beihilfe dazu.

Throm sagte: „Die Art und Weise, wie
dasAktiengeschäft eingefädeltundabgewi-
ckelt wurde, ist nicht nachvollziehbar und
in einer parlamentarischen Demokratie
nicht akzeptabel.“ So habe Mappus nicht
nur den Landtag, sondern auch die eigene
Ministerialbürokratie nicht einbezogen.
Glück sprach von der Selbstherrlichkeit,
mit der Mappus die Milliarden-Transak-
tion durchgezogenhabe.

Beim Komplex des angemessenen Prei-
ses sieht der Liberale aber die Koalition in
Bedrängnis: „Die ICC-Schiedsklage befin-
det sich in freiem Fall.“ Denn das von der
Staatsanwaltschaft in Auftrag gegebene
Gutachten zum Kaufpreis des Münchner
Finanzwissenschaftlers Wolfgang Ballwie-
ser habe wegenMängeln die Position nicht
untermauern können. Der Grünen-Ob-
mann Uli Sckerl konterte, die Klage des
Landes habe die Anfangshürde bereits ge-
nommen und sei nicht wegen Unbegrün-
detheit abgelehnt worden. Sckerl wertete
den Ausschuss als einen der erfolgreichs-
ten in der deutschen Nachkriegsgeschich-
te. „Wir können gemeinsam stolz sein auf
die Aufklärungsleistung“, betonte er.

Villis bekräftigte vor dem Ausschuss,
Mappus habe nicht zu viel für die Anteile

ausgegeben. Der Kaufpreis von 41,50 pro
Aktie sei angemessen gewesen. „Aus mei-
ner Sichtwar er nachvollziehbar.“DasBall-
wieser-Gutachten, nach dem das Land
rund 780Millionen Euro zu viel zahlte, sei
oberflächlich. Ballwieser habe nicht das
Gesamtsystem betrachtet, sagte der Ex-
Manager, der aber nach eigenen Worten
keinen Einblick in die Expertise gehabt
hatte. Zugleich rief Villis dazu auf, das
Image des drittgrößten deutschen Versor-

gers nicht weiter zu beschädigen. „Das
UnternehmenbrauchtRuhe.“DerDiplom-
Ökonom ist nach eigenen Worten nicht in
den umstrittenen Deal involviert und sehr
überrascht gewesen, als Mappus ihn am
6. Dezember kurz nach Mitternacht über
die Transaktion unterrichtete. Dies zeigt
aus Sicht von Grün-Rot, dass der damalige
Regierungschef auf verlässliche Quellen
für die Unternehmensbewertung gänzlich
verzichtet habe. dpa

EnBW-Ausschuss Nach zwei Jahren Arbeit ist der Aktienrückkauf gründlich durchleuchtet. Doch in
der Bewertung des damals bezahlten Kaufpreises gehen die Meinungen nach wie vor auseinander.

Seiner Ansicht nach hat Stefan Mappus den Rückkauf der EnBW-Aktien nicht zu teuer be-
zahlt: der frühere EnBW-Vorstandsvorsitzende Hans-Peter Villis im Ausschuss Foto: dpa

WechselDer über die EnBW-
Affäre gestürzte Ex-Invest-
mentbanker Dirk Notheis
berät künftig die österreichi-
sche Regierung bei der
Abwicklung der Krisenbank
HypoAlpeAdria. Der frühere
Deutschland-Chef vonMor-
gan StanleywerdeMitglied
eines internationalen Exper-
tengremiums, das die Regie-
rung unterstütze, bestätigte
ein Sprecher des Finanzminis-
teriums inWien. Dabei dürfte
es insbesondere um kapital-
marktrelevante Fragen gehen,
wie etwa die Folgen der Krise
für die Emissionstätigkeit
der Alpenrepublik. Österreich
hat bereits einige Berater
engagiert, die Optionen für
die HypoAlpeAdria ausloten
sollen.

ErmittlungenNotheis war vor
anderthalb Jahrenwegen der
Affäre umdie Verstaatlichung
des deutschen Energieversor-
gers EnBWzurückgetreten.
Die Staatsanwaltschaft ermit-
telt gegen den 45-Jährigen
wegen Beihilfe zur Untreue.
Er weist denVorwurf zurück.
Notheis beriet den damaligen
baden-württembergischen
Ministerpräsidenten Stefan
Mappus bei dem Ende 2010
ausgehandelten Rückkauf der

EnBW-Anteile vom französi-
schen Energiekonzern EdF.
Die Staatsanwaltschaft unter-
sucht, ob der Regierungschef
zu viel bezahlt und dem Land
damit geschadet hat. In Öster-
reich hatte Notheis 2007 als
Berater einewichtige Rolle
beimVerkauf der Gewerk-
schaftsbank Bawag an den
Finanzinvestor Cerberus ge-
spielt. In Deutschland hat er
unter anderem denAufbau
einer Bad Bank für dieWestLB
begleitet – ein solchesModell
ist derzeit auch bei der Hypo
AlpeAdria imGespräch. 2013
gründete Notheis zusammen
mit ehemaligen Top-Mana-
gern den Investor RantumCa-
pital, der sich auf die Finanzie-
rungmittelständischer Firmen
spezialisiert hat. rtr

EIN NEUER JOB FÜR MAPPUS-BERATER DIRK NOTHEIS

Verfassungsschutz

Gall nimmt Abstand
von Zentralisierung
Innenminister Reinhold Gall (SPD) ist in
der Frage einer Abgabe von Aufgaben des
Verfassungsschutzes an den Bund zurück-
gerudert. In der Antwort desMinisteriums
auf eine parlamentarische Anfrage der
CDU, die der dpa vorlag, heißt es, bei einer
Zentralisierung „ergäben sich voraussicht-
lich Nachteile bei der alltäglichen Zusam-
menarbeit zwischen Verfassungsschutz
und Polizei“. Zudem wird vor dem Verlust
wichtiger örtlicher Erkenntnisse gewarnt.
Das Innenressort erklärte deshalb, es sei
nicht geplant, dem Bund und den anderen
Ländern eine Übertragung von Kompeten-
zen vorzuschlagen. dpa

EU-Kommission

Oettinger zieht es
nicht ins Land
Der frühere Ministerpräsident Günther
Oettinger (CDU) will nicht zurück in die
Landespolitik. „Wenn ich rausgehe aus der
Kommission, werde ich gern im Ausland
eine neue Aufgabe in der Privatwirtschaft
suchen. Das hängt vom Ergebnis der Euro-
pawahl ab.“ Das sagte Oettinger der „Zeit“.
Am liebstenwürde er aberweitermachen.

Oettinger ist seit 2010 in Brüssel für
Energiepolitik zuständig. Jedes Mitglieds-
landstellt einenEU-Kommissar.DerPräsi-
dent des EU-Parlamentes und SPD-Spit-
zenkandidat Martin Schulz möchte nach
der Europawahl Kommissionspräsident
werden. Damit wäre das deutsche Kontin-
gent erschöpft. Wie realistisch dieser Plan
ist, ist fraglich. Derzeit stellen Sozialdemo-
kraten, Linke undGrüne imEU-Parlament
nur einDrittel der Abgeordneten. StZ

D
ie CDU-Fraktion will die Abschaf-
fung der verbindlichen Grund-
schulempfehlung durch Grün-Rot

nicht rückgängigmachen.Manwolle siebei
einer Regierungsübernahme nach der
Landtagswahl2016nichtwiedereinführen,
sagte CDU-Fraktionschef Peter Hauk dem
„Staatsanzeiger“. „Wir können nicht einer-
seits Erziehungsrechte für Eltern einfor-
dern und andererseits (. . .) die Eltern aus
der Verantwortung entlassen und ihnen
vorschreiben, auf welche Schule sie ihr
Kind schickenmüssen“, sagteHauk.

Die grün-rote Landesregierung hatte
die verbindliche Grundschulempfehlung
als eines ihrer ersten Projekte nach der Re-
gierungsübernahme abgeschafft – gegen
teils erbittertenWiderstand der CDU. Frü-
her lag die Entscheidung darüber, auf wel-
che weiterführende Schule ein Kind nach
der Grundschule wechselt, in erster Linie
bei den Lehrern. Jetzt geben diese zwar
noch eine Empfehlung ab – das Sagen ha-
ben letztlich aber allein dieEltern.

Politikmüsse gewährleisten, „dass Frei-
heit in Selbstbestimmung und in Verant-
wortung gewahrt wird“, sagte Hauk auch
mit Blick auf einenWertekompass, den die
Fraktion an diesem Montag präsentieren
möchte. Der Kompass soll die Werte for-
mulieren, an denen die Fraktion ihre Poli-
tik ausrichtenwill. „WirhabendenVersuch
unternommen, nicht tagespolitisch, son-
dern grundlegend zu formulieren, was
CDU-Politik und vor allem das C für uns
ausmacht.“ Die Entscheidung zur Grund-
schulempfehlung sei ein Beispiel, wie sich
das auf die Praxis auswirken könne.

Die SPD frohlockt, schließlich habe die
CDU-Fraktion „eine zentrale Reform von
Grün-Rot“ anerkannt,wieBildungsexperte
Stefan Fulst-Blei mitteilte. Er mutmaßt:
„Die Union wird sich mit Sicherheit weiter
bewegen. Bald wird die Anerkennung der
Gemeinschaftsschule folgen.“ dpa

Bildung Die Fraktion will die
Grundschulempfehlung nicht
wieder einführen. Die SPD jubelt.

Landtags-CDU

ändert den Kurs

Notheis berät in Österreich.
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D
ie Mails von Ex-Ministerpräsident
Stefan Mappus (CDU) enthalten
laut Staatsanwaltschaft keinen

Hinweis auf Falschaussagen im Untersu-
chungsausschuss zum eskalierten Polizei-
einsatz gegen Stuttgart-21-Gegner im Sep-
tember 2010. Der Verdacht sowohl gegen
Mappus selbst als auch gegen andere Zeu-
gen sei zumindest durch die sichergestell-
ten Mails nicht zu begründen, berichtete
die Staatsanwaltschaft in Stuttgart.

Mappus hatte im Ausschuss versichert,
eshabeEndeSeptember2010keineAnwei-
sungen an die Polizei für einen harten Ein-
satz gegen die Stuttgart-21-Gegner gege-
ben. Die Entscheidung über Zeit, Taktik
und vor allem auch die Einsatzmittel habe
allein der Polizei oblegen. Bei einem Be-
such im Polizeipräsidium habe er den
Beamten lediglich „moralisch Rückende-
ckung“ gebenwollen.Dieswird bezweifelt.

Am „Schwarzen Donnerstag“ wurden
bei Auseinandersetzungen zwischen der
Polizei und Gegnern des Tiefbahnhofs
Stuttgart21aufdemBaufeld imSchlossgar-
ten mehr als 100 Menschen verletzt. Die
Polizei setzteWasserwerfer ein.

Mappus war wegen des Verdachts der
uneidlichen Falschaussage angezeigt wor-
den. Laut Staatsanwaltschaft wurden bei
Mappus sichergestellte Mails zum Polizei-
einsatz mit den Wortprotokollen der Aus-
sagen der Zeugen vor demUntersuchungs-
ausschuss des Landtags verglichen. „Bei
der vorgenommenenÜberprüfung wurden
keine Anhaltspunkte festgestellt, die einen
Verdacht einer Falschaussage begründen“,
sagte SprecherinClaudiaKrauth. dpa

S 21-Einsatz Laut Staatsanwalt
zeigen Mappus’ Mails nicht, dass
er die Polizei angetrieben hat.

Kein Indiz für

Falschaussage

„Wir können
gemeinsam
stolz sein
auf die
Aufklärungs-
leistung.“
Uli Sckerl,
Grünen-Obmann

Brille: Fielmann. Backnang, Uhlandstr. 3; Bietigheim -Bissingen, Hauptstr. 41; Böblingen, City-Center; Bretten, Weißhofer Str. 69; Calw, Lederstr. 36; Esslingen, Pliensaustr. 12; Göppingen, Marktstr. 9; Heilbronn, Fleiner Str. 28; Herrenberg im Gäu, Bronngasse 6 – 8; Kirchheim unter Teck, Marktstr. 41; 2x in Ludwigsburg:

Breuningerland, Kirchstr. 2; Nagold, Turmstr. 21; Pforzheim, Westliche Karl-Friedrich-Str. 29 – 31; Reutlingen, Gartenstr. 8; Schwäbisch-Gmünd, Marktplatz 33; Sindelfingen, Stern Center; 2x in Stuttgart: Bad Cannstatt, Marktstr. 45; Königstr. 68; Tübingen, Kirchgasse 11; Waiblingen, Kurze Str. 40. www.fielmann.com
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